
Wie in den vergangenen Jahren
findet auch in diesem Jahr wieder
eine Demokratietagung, veranstal-
tet von den Landtagsfraktionen DIE
LINKE, SPD und Bündnis 90/Die
Grünen in Zusammenarbeit mit dem
Bündnis Mehr Demokratie in Thü-
ringen statt (am Dienstag, den 23.
Juni).

Thematischer Schwerpunkt ist dies-
mal die direkte Demokratie auf kom-
munaler Ebene und deren Weiterent-
wicklung. 

Mit dem Volksbegehren Mehr Demo-
kratie in Thüringer Kommunen und
dem nachfolgenden parlamentari-
schen Beratungsprozess konnten ge-
gen den Widerstand der in der vierten
Wahlperiode allein regierenden CDU
schon wichtige Bausteine, wie die Sen-
kung der Quoren  und die Einführung
von Bürgerbegehren auf Landkreisebe-
ne, durchgesetzt werden. 

Es sind aber noch Baustellen offen
geblieben. Unter dem Veranstaltungs-
titel „Demokratie ist kein Sofa“ soll es
nun um die weitere Optimierung der
Verfahrensabläufe bei Bürgerbegehren

Bürgerinnen und Bürger“ ihre Sicht
und Anforderungen an eine funktionie-
rende direkte Demokratie auf kommu-
naler Ebene in Thüringen einbringen. 

Dann beschäftigt sich Prof. Hans
Meyer, Mitglied im Kuratorium Mehr
Demokratie, als Referent mit der direk-
ten Demokratie in Thüringer Kommu-
nen und informiert auch über Entwick-
lungen in anderen Bundesländern.

Ebenso vorgesehen ist eine Podi-
umsdiskussion mit Vertretern der Ko-
alitionsfraktionen, dem Bündnis und
jeweils einem Vertreter des Gemeinde-
und Städtebundes und des Landkreis-
tages. Auf der Veranstaltung wird – wie
in den vergangenen Jahren schon -
auch genügend Platz für Nachfragen
und Diskussionen unter Einbeziehung
aller Teilnehmer sein.  

Alle Demokratie-Interessierten,
ob engagiert in Initiativen und Ver-
einen oder als Einzelpersonen, sind
herzlich eingeladen zur Demokratie-
Tagung  „Demokratie ist kein Sofa“
am Dienstag, 23. Juni, in der Zeit
von 14 bis ca. 18.30 Uhr in Raum F
101 im Landtag in Erfurt. 
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„Demokratie ist kein Sofa“

Bundeskanzlerin Merkel (CDU)
reagierte dann doch: in der „Süd-
deutschen Zeitung“ wies sie längst
kursierende Vorwürfe zurück, ihr
Kanzleramt habe im Zusammen-
hang mit einem angeblich geplan-
ten „No-Spy-Abkommen“ mit den
USA gelogen. Merkel dazu: „Natür-
lich nicht. Es gab zwischen der ame-
rikanischen Seite und uns Gesprä-
che, die es möglich erscheinen lie-
ßen, ein solches Abkommen zu ver-
einbaren.“ 

Merkels Intimus Ronald Pofalla
hatte 2013, nur wenige Wochen vor
der Bundestagswahl, großspurig
verkündet, die USA hätten den Ab-
schluss eines solchen Abkommens
angeboten. Nach den für die deut-
sche Regierung so desaströsen Ent-
hüllungen über die Komplettüber-
wachung durch den US-Geheim-
dienst NSA sollte das der Befrei-
ungsschlag werden. Doch Merkel,
so heißt es heute, habe längst ge-
wusst, dass die US-Regierung ledig-
lich zu einer unverbindlichen Prü-
fung bereit war. Das „No-Spy-Ab-
kommen“ scheiterte kläglich. Den-
noch gibt sich Merkel reichlich polit-
masochistisch auch heute „zutiefst
davon überzeugt“, dass im Interes-
se der Sicherheit der hiesigen Bür-
ger die Geheimdienstzusammenar-
beit mit den USA notwendig sei.

Und auf die Frage, ob ihr ange-
sichts eigener Betroffenheit geäu-
ßerter Satz noch gelte, dass das Ab-
hören unter (politischen) Freunden
nicht gehe, meint sie: „Ich habe im
Juli 2013 gesagt, dass der Zweck
nicht die Mittel heiligt.“ Ihr Satz
über das Abhören unter Freunden
beschreibe zwar nur einen Grund-
satz, den sie aber dennoch für wich-
tig halte. Merkels trauriger Satz hat
inzwischen noch weit größere Be-
deutung erhalten. Es ist bekannt,
dass der deutsche BND im Auftrag
der NSA wohl europäische Partner-
staaten ausspioniert hat. Wie hat
einst Arthur Schopenhauer schön
gesagt: „Was dein Feind nicht wis-
sen soll, das sage deinem Freunde
nicht.“                                            
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Merkel laviert
und Bürgerentscheiden sowie Einwoh-
neranträgen gehen. Diskutiert werden
soll z.B. über die Einführung des Rats-
begehrens, die Schaffung  eines ver-
pflichtenden Referendums bei Ent-
scheidungen, vor allem Veräußerungs-
plänen,  zu kommunalen Einrichtungen
und Unternehmen der Daseinsvorsor-
ge, also z.B. Abfallentsorgung, Wasser-
versorgung. 

Aber auch die Einführung von Bür-
gerbegehren zur Abwahl von Bürger-
meistern und Landräten und  die Ein-
führung einer Verpflichtung der Ver-
waltung zu aussagekräftigen Informa-
tionen an alle Haushalte vor Bürgerent-
scheiden und deren konkrete Ausge-
staltung sollen Themen sein.  

Ralf-Uwe Beck, Sprecher des Bünd-
nisses Mehr Demokratie in Thüringen
wird eine Einführung zur kommunalen
direkten Demokratie und dem Stand
des Entwicklungsprozesses in Thürin-
gen geben. Danach ist vorgesehen,
dass sowohl Ministerpräsident Bodo
Ramelow (in einem Grußwort) als auch
drei aktive Funktionsträger/innen aus
der Kommunalpolitik unter dem Motto
„Starke Kommunen brauchen starke

„Deutsche Burschenschaft“ unerwünscht 

Einladung zur Tagung zum Ausbau der direkten Demokratie in Thüringer Kommunen

Am letzten Mai-Wochenende hat der
extrem rechte Akademikerbund „Deut-
sche Burschenschaft“ (DB) erneut sei-
nen jährlichen „Burschentag“ in Eisen-
ach ausgerichtet. Dazu Katharina Kö-
nig, Sprecherin für Antifaschismus der
Linksfraktion: „Anlässlich des 200-jäh-
rigen Jubiläums der Urburschen-
schaftsgründung muss festgestellt
werden, dass die Deutsche Burschen-
schaft kontinuierlich nach rechts ge-
rückt ist. Die im Dachverband verblie-
benen Studentenverbindungen stehen
für antidemokratische und völkisch-na-
tionalistische Traditionen und Positio-
nen. Zu Recht gehen von der Deut-
schen Burschenschaft frequentierte
Städte, wie Marburg, Innsbruck und Ei-
senach, auf Distanz zu dem Verband.“

Die Stadt Eisenach hatte vor zwei
Jahren den Vertrag für die bislang ge-
nutzte Werner-Aßmann-Halle gekün-
digt, dieser läuft 2017 aus. Auch die
Wartburgstiftung weigert sich, den
Wartburghof weiter an die „Deutsche
Burschenschaft“ zu vermieten. 

Die DB hatte die Eisenacher Bürger-
meisterin Katja Wolf (LINKE) dafür an-
gegriffen. In einer Mitteilung hieß es
auch, der „Versuch, die Deutsche Bur-
schenschaft loszuwerden“, würde dazu
führen, „die Stadt in den finanziellen
Abgrund zu stürzen“. Katharina König
dazu: „Möglicherweise haben sich die
Burschenschafter bei den vielen Fecht-
mensuren bleibende Schäden zugezo-
gen und leiden nun unter Realitätsver-
lust. Dass sich einmal im Jahr 300 Bur-
schenschafter in ihrer Verkleidung
treffen, um über völkische Ideologie,
Ariernachweis und Co. zu debattieren,
einen Fackelmarsch zelebrieren und
sich danach rituell besaufen, davon ist

weder Eisenach noch irgendeine ande-
re Stadt abhängig. Gut und gerne kann
man auf solche Besuche verzichten.“

Der Rechtsruck der DB fand zu Jah-
resbeginn seinen neuerlichen Höhe-
punkt. Dass Anfang 2015 der Vorsitz
der 'Deutschen Burschenschaft' aus-
gerechnet an die äußerst rechtslastige
'Germania Marburg' übertragen wur-
de, die das mit einer Feier zum Geden-
ken an die Gründung des 'Deutschen
Reiches' kombinierte, offenbart den
Charakter des Verbandes. Die Entwick-
lung der DB und ihrer Mitgliedsverbän-
de, in denen es zahlreiche Verbindun-
gen in die neonazistische Szene gibt,
gelte es weiterhin zu beobachten. „So
lange die 'Deutsche Burschenschaft' in
ihrer bisherigen Zusammensetzung
nach Eisenach pilgert, so lange ist es
auch nötig, dem reaktionären Treiben
nationalistischer Männerbünde entge-
genzutreten.                                       

Rund 86.000 Kinder besuchen der-
zeit Kindertagesstätten in Thüringen.
Die Gesamtkosten belaufen sich auf
rund 605 Millionen Euro. Ein Kita-Platz
kostet durchschnittlich etwas mehr als
7.000 Euro im Jahr. Die Kosten teilen
sich Eltern, Kommunen und das Land.
Das Land zahlt 188 Millionen Euro be-
sondere Finanzzuweisungen. Diese
werden zweckgebunden ausgezahlt
pro besetztem Platz für die Ein- bis
Dreijährigen. Für Kinder zwischen drei
und sechs Jahren erfolgt die Auszah-
lung pro gemeldetem Kind an die
Wohnsitzgemeinde. 

Weitere 125 Millionen Euro werden
steuerkraftabhängig über die Schlüs-
selzuweisungen gezahlt.  Dazu kommt,
dass Kinder unter sechs Jahren zusätz-
lich als 4,5 Einwohner angerechnet
werden. Dies entspricht einem rechne-
rischen Betrag von rund 2.200 Euro im
Jahr. Hinzu kommen noch 17 Millionen
Euro Investitionspauschale für den Ki-
ta-Bereich (1.000 Euro pro Neugebore-
nes). Insgesamt zahlt also das Land
330 Millionen Euro.  Die Elternbeiträge
summieren sich auf fast 92 Millionen
Euro. Das sind ca. 1.100 Euro pro Platz
und Kind im Jahr. Die Eltern tragen so-
mit durchschnittlich 15 Prozent der
Gesamtkosten. Jedoch muss dabei be-
rücksichtigt werden, dass rund 20 Mil-
lionen Euro an Elternbeiträgen von den
Jugendämtern getragen werden. Die
Kommunen finanzieren die Kinderta-
gesstätten mit 183 Millionen Euro, un-
ter Berücksichtigung der 20 Millionen
Euro Übernahme der Elternbeiträge
durch die Jugendämter beträgt die
kommunale Kostenbeteiligung 203
Millionen Euro. 

MdL Frank Kuschel 

Wie in Thüringen die 
Kitas finanziert werden 


